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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

In der Sommersession 2021 befasste sich der Standerat mit der Weiterentwicklung von
Frontex und der Anderung des AIG. Im Vorfeld hatte die SiK-SR diese als fur die
Schweiz «unerlasslich» bezeichnet. Da die Kommission die EU-Migrationspolitik jedoch
kritisch  beurteilte, forderte sie dazu auf, den Bundesratsentwurf mit
Ausgleichsmassnahmen im Sinne der humanitaren Tradition der Schweiz zu erganzen.
Einerseits beantragte sie ergdnzend zur Ubernahme der Verordnung die Aufnahme von
2'800 Fluchtlingen im Rahmen des Resettlements, wobei diese Erhohung der
Resettlementquote stufenweise und in Kooperation mit den Kantonen erfolgen sollte.
Andererseits beantragte sie einen Mechanismus zur Beschwerdenbearbeitung und eine
Rechtsberatung, um die Rechtsmittel der Asylsuchenden zu starken. Zudem sprach sie
sich einstimmig fur einen Antrag aus, demgemass das Schweizer Kontingent fur Frontex
nicht zulasten des nationalen Grenzschutzes gehen durfe. Schliesslich beantragte die
SiK-SR, dass Frontex-Einsatze einem Genehmigungsverfahren unterliegen sollen. Dieser
angepassten Version der Vorlage stimmte die Kommission mit 8 zu 2 Stimmen bei 1
Enthaltung zu, wahrend eine Minderheit nicht auf die Vorlage eintreten wollte, weil die
humanitaren Ausgleichsmassnahmen in ihren Augen nicht ausreichend waren.

Die Ratsdebatte entwickelte sich trotz der relativ eindeutigen Position der Kommission
zu einer umstrittenen Angelegenheit. Daniel Jositsch (sp, ZH) kritisierte, dass die EU
Uber keine gesamtheitliche Migrationspolitik verfige und das Dublin-System nur den
Umgang mit Flichtlingen an den Aussengrenzen regle. Dadurch entstiinden in gewissen
Staaten eine Extrembelastung und illegale Sekundarmigration, beides fur Jositsch
Grund genug, um diese neuen Massnahmen «nicht einfach so durchzuwinken» und
stattdessen, wie von der Kommission vorgeschlagen, mit flankierenden Massnahmen zu
ergadnzen. Als «eine falsche Politik» bezeichnete Thomas Minder (parteilos, SH)
hingegen die von der Kommission gemachten Resettlement-Antrége, weil man damit
das Schengen- mit dem Dublin-System und damit Sicherheits- mit Flichtlingspolitik
vermische. Auch Finanzminister Maurer schloss sich dieser Argumentation an und
betonte, dass Schengen flur Grenzsicherheit stehe und nicht primér ein Projekt der
Asypolitik sei. Daher lehnte er im Namen des Bundesrats die von der SiK-SR
vorgeschlagenen Ausweitungen des Resettlement-Verfahrens ab, nicht zuletzt weil man
in dieser Sache die Kantone einbeziehen musse, bevor man absolut verbindliche
Beschllsse mache. Zu wenig weit ging der Kommissionsvorschlag Standerat Zopfi (gp,
GL), der im Rat einen Nichteintretensantrag einreichte, da die Anzahl der
Resettlement-Fllchtlinge in seinen Augen auf 4'000 hatte erhoht werden missen. Er
begrisste zwar den Ausbau des Grundrechtsschutzes, kritisierte aber die Methoden des
européischen Grenzschutzes und argumentierte, dass man Sicherheit und Migration in
dieser Frage nicht trennen kénne. Thierry Burkart (fdp, AG) erinnerte in diesem Kontext
daran, dass eine Nichtibernahme der Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes
im Extremfall die Beendigung der Schengen-Zusammenarbeit nach sich ziehen kénnte.
Der Stadnderat beschloss mit 33 zu 10 Stimmen (bei 1 Enthaltung), auf die Vorlage
einzutreten, lehnte kurz darauf aber die von der Kommission geforderte Erhdhung der
Anzahl der Resettlement-Flichtlinge auf 2'800 mit 22 zu 21 Stimmen knapp ab. Der Rat
folgte jedoch teilweise seiner Kommission, indem er sich entschied, dass Schweizer
Frontex-Einsdtze nicht vom Kontingent der Schweizer Grenzschitzerinnen und
Grenzschitzer abgezogen werden dirfen und dass derartige Einsdtze einem
Genehmigungsverfahren unterstellt werden mussen. In der Gesamtabstimmung nahm
die kleine Kammer den Frontex-Entwurf mit 30 zu 14 Stimmen schliesslich deutlich an,
wobei die Nein-Stimmen vornehmlich von Mitgliedern der Grinen und der SP
stammten. Die Anderungen im Asylrecht, welche die Rechtsmittel der Asylsuchenden
und die Unterstitzung bei Beschwerdeverfahren starken, wurden vom Sténderat
einstimmig angenommen. '

Ende Oktober 2021 gaben die Operation Libero und die Grinen bekannt, gemeinsam
eine Volksinitiative zur Europapolitik lancieren zu wollen. Die Initiative solle dem
Bundesrat vorgeben, wie die bilateralen Beziehungen der Schweiz mit der EU zu
gestalten seien, liess die Operation Libero in ihrer Medienmitteilung verlauten. Grine
und Operation Libero hofften zu diesem Zeitpunkt, ihre Allianz noch erweitern zu
konnen. Gegenlber der Sonntagszeitung ausserten Vertreterinnen und Vertreter der
GLP, der SP und der Européaischen Bewegung zu Beginn ein gewisses Interesse, wahrend
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die Prasidenten der Mitte und der FDP.Liberalen das Vorhaben bereits zu diesem
Zeitpunkt klar ablehnten. FDP-Prasident Thierry Burkart (fdp, AG) bezeichnete dieses in
der NZZ als «Operation Eigengoal», mit dem die Verhandlungsposition des Bundesrats
geschwacht wirde. Seine Partei setze sich zwar fur den Erhalt der bilateralen
Beziehungen ein, doch der Bundesrat musse die Beziehungen zur EU ganzheitlich
betrachten und die Verhandlungsmasse vergréssern, indem man beispielsweise weitere
Abkommen verhandle.

Die Sonntagszeitung zitierte in ihrer Berichterstattung zur Initiativankindigung aus
einem ihr vorliegenden Entwurf des Initiativtexts. Demnach sollte der Bundesrat dazu
verpflichtet werden, fir «eine gesicherte Beteiligung am Binnenmarkt und in weiteren
Politikbereichen der EU» zu sorgen und zu diesem Zweck innert dreier Jahre nach
Annahme der Initiative ein Projekt fur ein Kooperationsabkommen mit der EU
auszuhandeln, das die bestehenden bilateralen Vertrége sichert und neue Abkommen
ermoglicht. In welcher Form der Bundesrat diesen Auftrag erfillt, wollten die
Initiantinnen und Initianten der Regierung Uberlassen; denkbar seien etwa eine Art
«Bilaterale IlI», ein neuer Anlauf fur ein institutionelles Rahmenabkommen, ein
neuartiges Kooperationsabkommen oder ein EU-Beitritt. Operation Libero begrindete
die Dringlichkeit des Anliegens mit den gravierenden Auswirkungen des gescheiterten
Rahmenabkommens. Die eingeschrankte Beteiligung von Schweizer Universitaten an
EU-Forschungsprojekten wie auch die drohende Energieknappheit seien Folgen der
abgebrochenen Verhandlungen und wirden den Wohlstand und die Lebensqualitat der
Schweizer Bevolkerung bedrohen, zitierte «LeTemps» die Bewegung. Man wolle der
Zivilgesellschaft dazu verhelfen, an der politischen Debatte teilzunehmen und Einfluss
auf das Rahmenabkommen austiben zu kénnen.

Im Frihjahr 2022 berichteten die Sonntagszeitung und die Aargauer Zeitung, dass die
angeklndigte Initiative stark ins Stocken geraten sei und die Prasentation des
Initiativtexts verschoben werde. Mehrere anfangs noch interessierte Partner, darunter
die GLP, die Européaische Bewegung und die SP, hatten sich unterdessen von der
Initiative distanziert und zahlreiche Wirtschaftsverbande hatten dem Anliegen bereits
bei dessen Anklindigung eine Abfuhr erteilt. Sanija Ameti, Co-Prasidentin der Operation
Libero -gestand ein, dass man sich nach einem halben Jahr eine breite pro-
européische Allianz erhofft habe. Den maoglichen Initiativ-Partnern warf sie vor, kein
Interesse an einer langfristigen Europa-Strategie zu haben und sich vor den
eidgendssischen Wahlen nicht mit konkreten Losungsvorschlagen exponieren zu wollen.
SP-Co-Président Cédric Wermuth (sp, AG) setzte sich gegen diesen Vorwurf zur Wehr.
Das Initiativanliegen - einen neuen Anlauf fur die Beziehungen zur EU zu lancieren - sei
bereits erflllt, denn seit Herbst 2021 habe sich diesbezuglich viel getan. Tatsachlich
reiste Aussenminister Ignazio Cassis im November 2021 flr einen Arbeitsbesuch nach
Brussel und im Januar 2022 prasentierte der Gesamtbundesrat die neue Stossrichtung
fur das Verhandlungspaket mit der EU. In der Frihjahrssession 2022 hatte der
Nationalrat zudem einer parlamentarischen Initiative der APK-NR (Pa. Iv. 21.480) Folge
gegeben, mithilfe derer ein Bundesgesetz fur die Weiterfuhrung und Erleichterung der
Beziehungen mit der EU eingefluhrt werden soll. Und selbst ein Postulat, welches die
Prifung eines EWR-Beitritts verlangte (Po. 21.3678), wurde von Bundesrat und
Nationalrat durchgewinkt. Diese positiven Signale hatten dafliir gesorgt, dass das
Parlament die weitere Arbeit des Bundesrats abwarten wolle. GLP-Prasident Jurg
Grossen (glp, BE) merkte denn auch an, dass «das Instrument der Initiative und das
Timing» nicht stimmten. Sanija Ameti wollte die Initiative indes noch nicht beerdigen,
sondern deren Beratung weiterfihren. Sofern der Standerat die vom Nationalrat
angenommene parlamentarische Initiative (Pa. Iv. 21.480) ebenfalls annehme, kénne
man jedoch darUber nachdenken, ob es die Volksinitiative noch brauche. ?

1) AB SR, 2021, $.536 ff.; Medienmitteilung SiK-SR vom 25.5.21
2) Medienmitteilung der Operation Libero vom 31.10.21; WW, 28.10.21; SoZ, 31.10.21; LT, 1.11.21; NZZ, 2.11.21; SoZ, 17.4.22; AZ,
24.5.22
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